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B e t r i eb  v o n  Z i v i l f l u g p l ä t z e n  

§ 75. (1) Der Zivilflugplatzhalter darf, soweit nicht andere Bestimmungen entgegenstehen, ohne 
gesonderte luftfahrtrechtliche Bewilligung solche Hilfsbetriebe führen, die unmittelbar und ausschließlich 
den Verkehrsaufgaben seines Zivilflugplatzes dienen. 

(2) Der Zivilflugplatzhalter hat für Dienststellen von Flugsicherungsorganisationen gemäß § 120 
Abs. 1 und 2 und für Dienststellen der Grenzpolizei Amts-, Übernachtungs- und Aufenthaltsräume im 
erforderlichen Ausmaß zur Verfügung zu stellen. Er hat außerdem für die Reinigung, Beheizung, 
Beleuchtung sowie für die sonst zu ihrer Benützbarkeit erforderlichen Leistungen zu sorgen. Der 
Zivilflugplatzhalter hat weiters geeignete Räumlichkeiten oder Flächen für Flugsicherungsanlagen 
(§ 122) und für Einbauten, die für den Betrieb von Flugsicherungsanlagen erforderlich sind, im 
erforderlichen Ausmaß zur Verfügung zu stellen. Wird diesen Verpflichtungen nicht entsprochen, so hat 
die für die Bewilligung des Zivilflugplatzes zuständige Behörde (§ 68) nach Maßgabe der Bedürfnisse der 
genannten Dienststellen unter Bedachtnahme auf die Verkehrsaufgaben des Zivilflugplatzes mit Bescheid 
festzustellen, welche Leistungen zu erbringen sind. 

(3) Dem nach Abs. 2 Verpflichteten sind die aus der Erfüllung dieser Verpflichtung erwachsenden 
Selbstkosten vom Berechtigten zu ersetzen. Zur Vereinfachung der Abrechnung können hiefür auf Grund 
der durchschnittlichen Selbstkosten berechnete Pauschalsätze angewendet werden. Wird über die Höhe 
des Kostenersatzes keine Einigung erzielt, hat der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie über den Kostenersatz mit Bescheid zu entscheiden. 

(4) Durch die Abs. 2 und 3 werden die Bestimmungen der §§ 12 und 13 des Zollrechts-
Durchführungsgesetzes, BGBl. Nr. 659/1994, nicht berührt. 

(5) Halter öffentlicher Flugplätze dürfen den Flugplatz-Betrieb nur mit Bewilligung der zur 
Erteilung der Zivilflugplatz-Bewilligung zuständigen Behörde einstellen (Betriebspflicht). Die 
Bewilligung ist zu erteilen, wenn dem Zivilflugplatzhalter die Weiterführung des Betriebes nicht mehr 
zugemutet werden kann oder wenn an der Weiterführung des Betriebes kein öffentliches Interesse 
besteht. 


